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Wohl kaum jemand hat die Hoffnung, 

dass sich durch diese Bundestagswahl 

etwas verändern wird.  

Merkel sagt es sogar offen: Sie will die-

selbe Politik „weiter so“ machen wie 

bisher. Weiter so also mit der Ausbrei-

tung von Niedriglöhnen, Niedrigrenten 

und Armut? Weiter so mit dem Anstei-

gen von Miet- und Strompreisen? Weiter 

so mit der Vernichtung von festen Ar-

beitsplätzen, weiter so mit der Ausbrei-

tung von Befristung, Minijobs, Leihar-

beit, mit immer flexibleren Arbeitszeiten 

und mehr Arbeitshetze? Und weiter so 

mit den Sparplänen in den Städten, bei 

den Bundesländern, den Krankenkas-

sen, der Rente.   

 

Klar ist aber auch, dass es mit der SPD 

kein bisschen anders würde. Zwar ver-

sucht sie krampfhaft, im Wahlkampf als 

„soziale Partei“ zu erscheinen. Doch 

Erfolg hat sie damit nicht. Viel zu sehr 

steckt den Arbeitenden die Regierung 

Schröder in den Knochen.  

Und auch ihre jetzigen „sozialen“ Wahl-

versprechen sind nicht besser: Winzige 

Steuererhöhungen für ganz hohe Ein-

kommen soll es geben – vielleicht. Von 

höheren Steuern auf Profite aber will sie 

nichts hören. Einen ganz wagemutigen 

Mindestlohn verspricht sie… von 8,50 

Euro, der damit sogar noch unter fast 

allen (!) Mindestlöhnen liegen würde, die 

in den letzten Jahren in verschiedenen 

Branchen eingeführt wurden, ob für 

Straßenreiniger oder Gerüstbauer. 

Nichts als ein Armutslohn also.  

 

Und was die Rente angeht: Steinbrück 

wirbt damit, dass man bei 45 Versiche-

rungsjahren in Zukunft auch „schon mit 

63“ „ohne größere finanzielle Verluste“ 

in Rente gehen dürfe. Doch das ist 

nichts als ein Ablenkungsmanöver. Die 

große Mehrheit hätte nichts davon. Sie 

hat entweder mit 63 noch keine 45 Ar-

für uns Arbeitende gut! Damit rechtferti-

gen und unterstützen sie jetzt schon die 

nächsten Angriffe, die die Unternehmer 

im Namen der „Wettbewerbsfähigkeit 

der deutschen Wirtschaft“ gegen die 

Arbeitenden führen werden.  

 

Im Grunde machen dies – mehr oder 

weniger offensichtlich – alle großen Par-

teien, bis hin zur Linkspartei. Denn eines 

haben sie alle gemeinsam: Sie alle ver-

sprechen, dass sie, wenn sie an die 

Regierung kommen, eine Politik machen 

werden, die sowohl für uns Arbeitende 

als auch für die Profite der Unternehmer 

gut wäre. Das aber ist unmöglich. 

Es gibt keinen Mittelweg. Man muss sich 

entscheiden, entweder für die Arbeiten-

den oder für die Unternehmer. Und da 

alle Parteien die Profite der Unterneh-

men nicht antasten wollen, beteiligen sie 

sich, wenn sie an der Regierung sind, 

an den Angriffen gegen die Arbeitenden 

– ob sie wollen oder nicht. 

 

Damit sich für uns Arbeitende überhaupt 

etwas verbessern kann, müssen wir uns 

ernsthaft mit den Konzernen und Ban-

ken anlegen, und zwar mit unseren ei-

genen Waffen: Arbeitsniederlegungen, 

Streiks, Demonstrationen. Wir müssten 

massiv an ihre Profite und Reichtümer 

gehen und sie zwingen, diese zuerst 

zum Erhalt aller Arbeitsplätze und zur 

Erhöhung der Löhne einzusetzen.  

 

Noch wissen wir nicht genau, welche 

Verschlechterungen die großen Parteien 

im Geheimen schon planen. Sicher aber 

ist, dass sie kommen werden, sobald die 

Wahl vorbei ist.  

Für die Arbeitenden gibt es keinen Ret-

ter von oben. Deshalb ist es wichtig, 

dass wir uns so früh wie möglich auf 

eine Gegenoffensive einstellen, in der 

wir unsere Lebensinteressen selber ver-

teidigen.  

beitsjahre voll oder hat dann so eine 

niedrige Rente, dass sie sich auch 

„kleinere finanzielle Verluste“ nicht 

erlauben könnte. Die SPD aber stellt 

diese kleine Verbesserung für einige 

wenige in den Vordergrund, um davon 

abzulenken, dass sie an den großen 

Verschlechterungen für die Masse der 

Menschen festhält: An der Rente mit 

67 nämlich, und ebenso an allen Ver-

schlechterungen der Agenda 2010 mit 

ihrer drastischen Verschlechterung der 

Krankenversicherung und den Hartz-

Gesetzen, die den Unternehmen ein 

riesiges Arsenal an Knüppeln gegen 

die Arbeitenden in die Hand gegeben 

haben.  

Ja, „weiter so wie bisher“, dieser 

Wahlspruch hätte auch gut zur SPD 

gepasst und ist in jedem Fall eine gro-

ße gemeinsame Grundlage für eine 

mögliche Große Koalition. 

 

Aussagekräftig ist auch, worüber alle 

großen Parteien NICHT reden. Da 

schließt Opel mitten im Wahlkampf in 

Bochum ein Werk und vernichtet viele 

tausende Arbeitsplätze in der ganzen 

Region. Da stehen 5300 Arbeitende 

von Praktiker bald auf der Straße und 

ThyssenKrupp kündigt die Vernichtung 

von 5000 Arbeitsplätzen an… und 

keine der Parteien sagt auch nur ir-

gendetwas dazu.  

Die wesentlichen Probleme der Arbei-

tenden, ständige Unsicherheit und 

Verlust von Arbeitsplatz und Lohn, 

interessieren sie wenig.  

 

Im Gegenteil, CDU wie SPD wagen 

es, immer wieder zu betonen, wie gut 

und wichtig die Agenda 2010 gewesen 

sei: Dank ihr, also dank HartzIV, der 

Ausbreitung von Teilzeit und Leihar-

beit, der sinkenden Löhne, stünde 

„unsere“ deutsche Wirtschaft heute so 

gut da – und das wäre letztlich auch 

Bundestagswahl: Wir haben keine Wahl 
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Noch vor wenigen Tagen schien ein 

Militärschlag gegen Syrien immer näher 

zu rücken, angeblich zur Bestrafung 

eines Einsatzes von Chemiewaffen. 

Doch die meisten Staaten in Europa und 

den USA zögerten.  

Sie ergriffen daher bereitwillig die Gele-

genheit, als der syrische Diktator 

auf den Vorschlag Russlands hin 

zusicherte, seine Chemiewaffen 

unter internationale Aufsicht zu 

stellen und zu vernichten. Nun 

wird mit großem Brimborium dar-

über diskutiert, ob dies durchführ-

bar und eine mögliche „politische“ 

Lösung des Syrien-Konflikts sein 

könne, während gleichzeitig wei-

terhin die Drohung eines Militär-

schlags aufrecht erhalten wird. 

 

Bei all diesen Überlegungen geht 

es den imperialistischen Staaten 

nicht um die syrische Bevölkerung. 

Sicher, Chemiewaffen sind grau-

sam. Doch das Morden mit den 

„normalen“, „erlaubten“ Waffen hat in 

den letzten zwei Jahren 100.000 Tote 

gefordert. Und dieses „legale“ Morden, 

dieser grausame Bürgerkrieg in Syrien 

geht weiter.  

Und käme doch noch ein Militärschlag 

der imperialistischen Staaten dazu, 

dann würde alles noch schlimmer. Dann 

kämen zu den Kalaschnikows und Gra-

naten von Regierungstruppen und 

Rebellen noch die Bomben der West-

mächte, kämen tausende weitere Tote, 

noch mehr Zerstörung und noch mehr 

Zivilisten, Frauen, Kinder, Männer, die 

verzweifelt in die Nachbarländer flüch-

ten.  

Nein, es geht ihnen nicht um die Be-

völkerung. Ihr Taktieren, Schwanken 

und Zögern rührt daher, dass die west-

lichen Großmächte selber nicht wis-

sen, wie sie am besten ihre Interessen 

in Syrien und der ganzen – strategisch 

so wichtigen und erdölreichen – Regi-

on aufrecht erhalten können. 

 

Jahrelang war der Diktator Assad eine 

wichtige Stütze für die Westmächte. 

Bei Staatsbesuchen in Paris oder Ber-

lin diskutierte man mit „Herrn Präsident 

Assad“, wie man ihn damals nannte, 

über die „Ordnung“ in der Region.  

 

Mit dem „arabischen Frühling“ began-

nen auch in Syrien hunderttausende 

Menschen wochen- und monatelang 

gegen die Diktatur und für mehr Frei-

heit zu protestieren. Assad hat die Pro-

testierenden ohne Pause mit seiner Ar-

mee bekämpft. Nach und nach haben 

sich die Proteste so in einen Bürgerkrieg 

verwandelt, in dem immer mehr bewaff-

nete Banden an die Stelle der einfachen 

Bevölkerung getreten sind. Bewaffnete 

Banden – Islamisten oder auch 

einfach nur Banditen – die umso 

stärker wurden, da sie aus ande-

ren Ländern, auch von Verbünde-

ten der westlichen Staaten wie der 

Türkei, mit Waffen versorgt wur-

den.  

 

Zweieinhalb Jahre sind nun ver-

gangen. Doch Assads Regierung 

hat sich noch immer gehalten. Und 

einige Rebellentruppen der 

„Opposition“ haben ihrerseits be-

reits so barbarische Grausamkei-

ten gegen die normale Bevölke-

rung verübt, dass sie einen Teil der 

Bevölkerung in die Arme Assads 

zurückgetrieben haben. 

 

So stehen die imperialistischen Mächte 

heute vor einem Dilemma, das sie sel-

ber mit geschaffen haben: Assad gewin-

nen zu lassen, würde bedeuten, sie 

müssten eine offene Niederlage einge-

stehen. Doch ihn zu stürzen bedeutet, 

ein Sammelsurium an einzelnen unkon-

trollierbaren islamistischen Banden an 

die Macht zu bringen, die den West-

mächten ebensowenig Stabilität und 

Ruhe bieten.  

 

Die Opfer sind die Menschen in Syrien, 

die zwischen Regierungstruppen, be-

waffneten Banden und Machtspielen der 

großen Mächte aufgerieben werden und 

für die jede Seite nur Horror, Gewalt und 

Unterdrückung bringt. 

Die syrische Bevölkerung ist das Opfer von Assads Armee, 

von den Rebellen und den Machtspielen der Großmächte 

Schon über zwei Millionen 

Syrer mussten flüchten 
 

Wie wenig es den imperialistischen 

Großmächten um die syrische Bevölke-

rung geht, zeigt sich nicht zuletzt an 

dem Los der zwei Millionen Flüchtlinge. 

Diese Staaten, die große Worte von 

Assads Verbrechen gegen die Mensch-

lichkeit im Mund führen und viele Millio-

nen Dollar für einen Militärschlag aus-

geben würden, weigern sich, den 

Flüchtlingen auch nur die erste und 

dringende Hilfe zukommen zu lassen. 

Sie nehmen nicht mehr als eine kleine 

Zahl an Flüchtlingen auf, und das auch 

nur vorläufig. Die meisten Flüchtlinge, 

700.000, befinden sich im benachbarten 

und armen Libanon.  

Hungerlöhne in der Fleischindustrie   
 

Mehrere Fernsehsendungen und die Gewerkschaft NGG haben in letzter Zeit die 

unwürdigen Arbeitsbedingungen in der Fleischindustrie und auf Schlachthöfen be-

kannt gemacht. Teilweise für 7, wenn nicht gar für 3 oder 4 Euro die Stunde schuf-

ten die Arbeiter in der Kälte, zum Teil 12 Stunden pro Tag an 6 Tagen in der Woche. 

Viele von ihnen kommen aus Osteuropa und werden von den Unternehmern in Ge-

meinschaftswohnungen einquartiert, wo man ihnen für ein Bett noch mehrere hun-

dert Euro Miete vom mageren Lohn abzockt. Willkommen in der Bundesrepublik!  

Tote Kinder, Opfer des Giftgas-Angriffs im August 2013  
(Wer für den Angriff verantwortlich ist, ist weiterhin un-
klar. Zuzutrauen wäre es beiden, Assad ebenso wie den 

Rebellen der Opposition.) 
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Streik bei Opel Bochum 

Die Arbeiter von Opel haben immer 

noch keine Ahnung, wie es für sie wei-

tergehen soll, denn vom Vorstand 

kommt nichts: keine Zahl, wie viele Ar-

beitsplätze nach 2014 erhalten bleiben, 

keine Zahl über alternative Jobs im Kon-

zern, kein Vorschlag zur Höhe der Abfin-

dung… Stattdessen kommt General 

Motors (GM)  mit immer neuen Drohun-

gen und schlechten Nachrichten, um die  

Arbeiter mürbe zu machen. 

 

Vergangenen Montag, den 9. Septem-

ber, hat der Betriebsrat daher eine Be-

legschaftsversammlung einberufen, da-

mit der Vorstand auf die Fragen der Kol-

legen antwortet. Doch der GM-Vorstand 

hat sich geweigert überhaupt zu kom-

men und hat damit erneut klar gemacht, 

dass GM an seinem harten, kompro-

misslosen Kurs festhält. 

Aber egal. Mit oder ohne Vorstand, was 

bei der Versammlung deutlich wurde ist, 

dass viele Arbeiter in Bochum wirklich 

genug davon haben, von Opel und GM 

in einer Tour belogen, verhöhnt und hin-

gehalten zu werden.  

 

Die Mehrheit des Betriebsrates riet den 

aufgebrachten Kollegen von Streiks o-

der anderen „unbedachten“ Aktionen ab, 

um die anstehenden Verhandlungen 

nicht zu gefährden.  

Wie kann man so etwas behaupten, 

nach allem, was in den letzten Monaten 

und Jahren passiert ist? GM beweist 

doch täglich, dass sie kein Stück ver-

handeln wollen. Sie haben den Plan, 

das Werk möglichst zügig und billig zu 

schließen, und den versuchen sie ent-

schlossen und kompromisslos durchzu-

setzen. Jede Verhandlung stellte sich 

bislang als Mogelpackung heraus, die 

nur dazu diente, die Arbeiter zu ver-

trösten und sie dabei übers Ohr zu 

hauen.  

Kämpfe der Arbeitenden verhindern 

keine Verhandlungen. Im Gegenteil, 

sie machen echte Verhandlungen erst 

möglich. Die Bosse müssen spüren, 

dass ihnen Arbeitende gegenüber ste-

hen, die bereit sind, für ihre Forderun-

gen entschlossen zu kämpfen. Nur 

dann sind sie überhaupt zu ernsthaften 

Zugeständnissen bereit. 

 

Im Anschluss an die 17-Stunden-lange 

Versammlung entschied ein Teil der 

Nachtschicht, dass sie die Arbeit nicht 

wieder aufnehmen wollten. 140 Kolle-

gen traten in den Streik, der die ganze 

Schicht dauerte. Die Arbeiter der da-

rauffolgenden Frühschicht streikten 

eine Stunde lang, wobei die Werkslei-

tung massiven Druck auf sie ausübte. 

Dann nahmen sie die Arbeit wieder 

auf. 

 

Die Arbeiter, die jetzt entschlossen 

unangekündigt gestreikt haben, sind 

eine Minderheit. Doch  sie sind es, die 

Recht haben und die ihren Kollegen 

den einzigen Weg zeigen, um von Ge-

neral Motors endlich wahrgenommen 

zu werden.  

24 Stunden lang hat GM spüren müs-

sen, dass die Arbeiter bei Opel nicht 

alles sang- und klanglos hinnehmen 

werden. Und mit seiner arroganten Art 

könnte GM durchaus dazu beitragen, 

dass dies nicht die letzte Reaktion der 

Arbeiter war.  

Suche den Fehler 
 

Suche den Fehler: Seit mehreren Jah-

ren melden die Krankenkassen Milliar-

den-Überschüsse. Gleichzeitig aber 

werden mittlerweile fast 40% aller 

Rehas, Kuren und medizinischen Hilfs-

mittel abgelehnt.  

Gegen Minijobs  

und Minilöhne helfen  

keine Mini-Maßnahmen  
 

Zum zehnten Mal in Folge hat die Zahl 

derjenigen Arbeitenden, die noch einen 

Zweitjob machen müssen, wieder einen 

neuen Rekord erreicht. Fast 2,7 Millio-

nen Menschen finden entweder nur 

noch Teilzeitjobs, von denen sie gleich 

mehrere machen müssen, oder bekom-

men sogar im Vollzeitjob so schlechte 

Löhne, dass sie vor der 8-Stunden-

Schicht noch Zeitungen austragen oder 

nachher an der Supermarktkasse sitzen 

müssen. Und angesichts der derzeiti-

gen massenhaften Vernichtung von 

Vollzeitarbeitsplätzen bei E.ON, Thys-

senKrupp, Opel und vielen anderen 

Konzernen ist der nächste Rekord 

schon absehbar. 
 

Gegen diese Maxi-Angriffe der Bosse 

werden die Arbeitenden nicht darum 

herum kommen, sich auf Maxi-Kämpfe 

vorzubereiten: um zu erkämpfen, dass 

Entlassungen und Stellenabbau verbo-

ten werden und dass die Maxi-Gewinne 

der Konzerne zuallererst für ausrei-

chend feste Vollzeitarbeitsplätze und 

anständige Löhne für alle verwendet 

werden. 

Wetterfeste Löhne  
 

Angeblich wegen des verregneten Mo-

nats Mai sind die Preise für Obst und 

Gemüse in diesem Jahr deutlich gestie-

gen. Und nun wollen die Stromkonzerne 

die Strompreise erhöhen, weil… es im 

Juli so viel Sonne gab und damit viel 

Solarstrom. Wen machen die Konzerne 

wohl für die nächste Preiserhöhung 

verantwortlich? Den Herbststurm, und 

danach den Schnee? 

Also, bei diesen wetterfühligen Preisen 

brauchen wir eindeutig wetterfeste Löh-

ne… die sich bei jeder „Wetter“-

Änderung automatisch anpassen und 

mit den Preisen mitsteigen.  

Versammlung der Opel-Arbeiter im Bochumer Werk (April 2013) 
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Bahn-Beschäftigte setzen Neueinstellungen durch 
In Mainz hatten die Fahrdienstleiter, die 

in den Stellwerken den Zugverkehr auf 

den Bahnhöfen regeln, über Monate und 

Jahre Berge an Überstunden 

angehäuft. Sie sind eingesprun-

gen auch wenn sie frei hatten, 

und hatten trotzdem ständig 

Unterbesetzung und Stress auf 

der Schicht. Immer wieder ha-

ben sie darauf hingewiesen, 

dass sie dringend mehr Leute 

brauchen. Doch es kam nichts.  
 

Und dann prallten am 1. August 

beinahe zwei Regionalzüge auf-

einander, weil eine Weiche 

falsch gestellt war. Zum Glück 

waren die beiden Regionalzüge 

noch langsam, so dass beide in 

letzter Sekunde, direkt voreinan-

der zum Stehen kamen. Zu diesem Zeit-

punkt waren wieder nur 2 statt 3 Fahr-

dienstleiter und ein Zugmelder auf 

Schicht.  

Nach diesem Schock war bei den Ar-

beitern des Stellwerkes endgültig 

Schluss.  

 

Sie wollten nicht länger unter solchem 

Stress und Übermüdung arbeiten, wo 

lebensgefährliche Fehler sich häufen 

können. Daher entschieden sie, keine 

 

Wollen  
Sie uns  

erreichen? 
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weiteren Überstunden mehr zu machen, 

sich krank zu melden, wenn sie gar nicht 

mehr können und sich zu weigern, mit 

zu geringer Besetzung zu arbei-

ten. Sprich: Sie machten „nur“ 

noch ihre ganz normale Arbeit. 
 

Die Folgen ließen nicht lange auf 

sich warten. Schon Mitte August 

konnte der normale Verkehr am 

Mainzer Hauptbahnhof nicht 

mehr aufrechterhalten werden. 

Die DB musste den Bahnhof 

abends und nachts schließen. 

Und schon nach einer Woche 

ging auf einmal das, was vorher 

nie möglich war: Bahnchef Grube 

versprach höchstpersönlich, in 

kurzer Zeit 1.500 neue Stellen 

bei den Fahrdienstleitern zu 

schaffen.  

Die Kollegen wollen nun wachsam blei-

ben, dass aus dem Versprechen auch 

wirklich eine Tat wird.  

Nicht nur bei den Fahrdienstleitern, 

sondern an allen Ecken und Enden 

fehlt es bei der Bahn an Personal. 

Kein Wunder! Seit 1990 hat die 

Deutsche Bahn  250.000 Stellen 

vernichtet, das heißt über die Hälfte 

aller Arbeitsplätze.  

 

Dieser Personalmangel ist verant-

wortlich für viele Verspätungen, bis 

dahin, dass Züge ganz ausfallen, 

weil kein Lokführer da ist, um den 

Zug zu fahren oder kein Techniker, 

um ihn zu reparieren. Derselbe Per-

sonalmangel ist verantwortlich für zahl-

reiche Pannen und Unfälle, manchmal 

sogar mit tödlichem Ausgang, weil die 

Züge und Gleise nicht mehr gründlich 

gewartet und erneuert werden.  

 

Über Jahre war das Ziel, die Deutsche 

Bahn an die Börse zu bringen. Alles 

wurde getan, um sie möglichen Aktionä-

ren schmackhaft zu machen. Und 

schmackhaft für die Aktionäre heißt: 

möglichst wenig Personal, möglichst 

wenig Kosten, möglichst wenig 

„unrentable“ Strecken auf dem Land, 

möglichst viel Profit.  

 

Dann aber kam die Finanzkrise 2008 

und der Börsengang musste kurzfristig 

abgesagt werden. Die Bahn ist also 

weiterhin zu 100% in der Hand des 

Staates. Doch auch der betreibt sie 

wie ein Privatunternehmen, das Ge-

winn bringen soll. Und dieser Ge-

winn (1,5 Milliarden im letzten Jahr) 

wird dann genutzt, um querbeet in 

Europa andere Transportfirmen auf-

zukaufen, statt dass er endlich wie-

der für mehr Personal und mehr In-

standhaltung genutzt wird.  

 

Nach dem Chaos in Mainz verspricht 

Bahnchef Grube jetzt, bei den Fahr-

dienstleitern einzustellen. Doch in 

allen anderen Bereichen gehen die 

Einsparungen weiter, vor allem im Nah-

verkehr. Hier ist die Privatisierung von 

einzelnen Strecken in vollem Gange, 

und damit der nächste Stellenabbau und 

die nächste Verschlechterung der Ar-

beitsbedingungen für zig tausend Be-

schäftigte. Und mit dieser Sparpolitik 

sind zwangsläufig auch weiteres Chaos 

und weitere Gefährdung von Arbeiten-

den und Passagieren vorprogrammiert. 

Bahn: Sparen reimt sich mit… nicht fahren 

Fahrdienstleiter bei der Deutschen Bahn 


